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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit rund 66.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene.  

 

Vorbemerkung und Zusammenfassung 

 

Die EU-Kommission will in Umsetzung ihrer Strategie für den digitalen Binnenmarkt den 

grenzüberschreitenden Online-Handel verbraucherfreundlicher machen und gegen 

ungerechtfertigtes Geoblocking vorgehen. Ziel des Vorschlags ist es, den Verbrauchern 

besseren Zugang zu Waren und Dienstleistungen im Binnenmarkt zu verschaffen, 

indem direkte und indirekte Diskriminierungen seitens der Anbieter, die auf dem 

Wohnsitz der Kunden basieren und eine künstliche Segmentierung des Marktes 

bewirken, verhindert werden. Nach Auffassung der EU-Kommission stoßen Kunden auf 

eine solche Ungleichbehandlung bei Online-Käufen, aber auch, wenn sie sich in andere 

Mitgliedstaaten begeben, um Waren oder Dienstleistungen zu erwerben. Mit dem 

Vorschlag sollen u.a. die Sperrung des Zugangs zu Websites und anderen Online-

Schnittstellen sowie die Weiterleitung von Kunden von einer Länderversion auf eine 

andere verboten werden (sog. Geoblocking). 

 

Nach Auffassung des DAV darf bei einer Regulierung des Geoblocking nicht übersehen 

werden, dass Schutzrechte stets territorial beschränkt sind. Das Geoblocking kann 

daher notwendig sein, um die Verletzung von Schutzrechten zu vermeiden und für die 

Durchsetzung von Schutzrechten die Grundsätze über die Erschöpfung nicht 

auszuhöhlen. Verbote des Geoblocking dürfen zudem im Online-Handel und bei Cloud-

Betreibern nicht dazu führen, dass Händler und Dienstleister mit unverhältnismäßig 

hohen Compliance-Kosten und -Aufwand belastet werden. 

 

Zu den Regelungsvorschlägen im Einzelnen 

 

1. Der Entwurf der Geoblocking-Verordnung steht im Kontext der Strategie für den 

digitalen Binnenmarkt und der Binnenmarkt-Strategie. Diese Strategien sind zum einen 

darauf gerichtet, Hemmnisse des Binnenmarktes für die Verbraucher abzubauen und 

den Zugang zu Waren und Dienstleistungen im gesamten EU-Raum zu erleichtern. Auf 
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der anderen Seite ist ein wesentlicher Bestandteil der genannten Strategien auch die 

Modernisierung der Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums. Beide 

Aspekte stellen wichtige Pfeiler der Initiativen dar. Vor diesem Hintergrund ist auch der 

Entwurf der Geoblocking-Verordnung zu würdigen.  

 

2. Die Verordnung erwähnt in ihrer Einleitung die wesentlichen Geschäftsfelder, in 

denen Verbraucher am stärksten mit Geoblocking oder anderen geografischen 

Beschränkungen konfrontiert sind. Die betroffenen Waren und Dienstleistungen 

umfassen vor allem Kleidung, Schuhe und Accessoires, physische Datenträger 

(Bücher), Computerhardware und Elektronik, Flugtickets, Autovermietung, aber auch 

digitale Inhalte wie Streaming-Dienste, Computerspiele und -software, E-Books und 

MP3. Sämtliche der genannten Waren und Dienstleistungen können von Rechten des 

geistigen Eigentums betroffen sein. Dies gilt für Patente (z.B. Computerhardware und 

Elektronik), Marken (Kleidung, Schuhe und Accessoires) und vor allem das 

Urheberrecht (Bücher und digitale Inhalte).  

 

3. Rechte des geistigen Eigentums sind ihrer Natur nach territorial begrenzte Rechte. 

Dies gilt unabhängig davon, ob es sich um nationale Rechte oder EU-Rechte handelt. 

In jedem Fall wird der territoriale Schutzbereich durch das jeweilige Gebiet begrenzt, für 

das das Recht erteilt worden ist, also entweder das jeweilige Staatsgebiet (bei 

nationalen Rechten) oder das Gebiet der gesamten EU (bei EU-Rechten wie der 

Unionsmarke oder dem Gemeinschaftsgeschmacksmuster). Der Rechteinhaber kann 

sich somit gegen Verletzungen in dem jeweiligen Gebiet zur Wehr setzen, für das sein 

Recht besteht. In diesen Gebieten können die Rechte gegen Verletzer durchgesetzt 

werden. Allerdings gelten die Rechte nicht schrankenlos. Eine der wesentlichen 

Beschränkungen folgt aus dem Grundsatz der Erschöpfung.  

 

Im Gebiet der Europäischen Union gilt der Grundsatz der unionsweiten Erschöpfung. 

Dies bedeutet, dass die sich aus dem geistigen Eigentum ergebenden Rechte an 

solchen Gegenständen, die von dem Rechteinhaber oder mit seiner Zustimmung von 

einem Dritten im Gebiet der Europäischen Union in den Verkehr gebracht worden sind, 

nicht mehr geltend gemacht werden können. Insoweit wird der freie Warenverkehr 

zwischen den Mitgliedsstaaten der Union gewährleistet. Es wird insbesondere 

verhindert, dass dieser Warenverkehr dadurch Beschränkungen erfährt, dass der 
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Rechteinhaber sich unter Berufung auf seine (nationalen) Schutzrechte einem Import 

(oder auch Parallelimport) von Waren in ein Land der Union aus einem anderen 

Mitgliedsland der Union widersetzt.  

 

Gleichzeitig ist es nicht ausgeschlossen, an den jeweiligen Schutzrechten territorial 

begrenzte Lizenzen zu erteilen. Gemäß Artikel 22 der Unionsmarkenverordnung (VO 

(EG) 207/2009) kann die Gemeinschaftsmarke für einen Teil der Gemeinschaft 

Gegenstand von Lizenzen sein. Auch in diesen Fällen bleibt das Prinzip der 

Erschöpfung erhalten. Der Rechteinhaber kann sich einem Weiterkauf der Waren auch 

außerhalb des lizenzierten Gebietes nicht unter Berufung auf seine Schutzrechte 

widersetzen.  

 

Das Gleiche gilt für Patente nach Art. 3 Abs. 2 EPatVO. Das Europäische Patent mit 

einheitlicher Wirkung kann im Hinblick auf die Gesamtheit oder einen Teil der 

Hoheitsgebiete der teilnehmenden Mitgliedstaaten lizenziert werden. Der Unions-

Gesetzgeber hat sich noch in jüngster Zeit für eine territorial begrenzbare Lizenz sogar 

bei einheitlichen Rechten ausgesprochen. Diese Gründe, die erst recht für national 

beschränkte Rechte gelten, sind insbesondere folgende: 

 

 Aus finanziellen oder wirtschaftlichen Gründen ist es dem Schutzrechtsinhaber 

oft nicht möglich, das Schutzrecht unionsweit auszuüben. Solche Gesichtspunkte 

können den Schutzrechtsinhaber veranlassen, das Schutzrecht nur in seinem 

eigenen Mitgliedstaat selbst zu nutzen, für andere Teile des Gemeinsamen 

Markts aber ausschließliche Lizenzen zu gewähren. Das gilt insbesondere für 

kleine und mittlere Unternehmen. 

 

 Die Vermarktung des Schutzrechts in verschiedenen Teilen des Gemeinsamen 

Markts kann besondere Kenntnisse der örtlichen Gegebenheiten erfordern 

(Sprachen, Kaufgewohnheiten Gewohnheiten im Umgang mit Werbung, 

gesetzliche Regelungen für Vertrieb und Werbung), die einem ortsansässigen 

Lizenznehmer vertrauter sind als dem Schutzrechtsinhaber. 

 

Generell gilt: Für die Vermarktung eines Schutzrechts stehen dem Schutzrechtsinhaber 

folgende Möglichkeiten zur Verfügung: Übertragung, ausschließliche Lizenzen, einfache 
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Lizenzen, eigene Nutzung. Es steht in seiner Rechtsmacht, sich zwischen diesen 

Möglichkeiten zu entscheiden und im Einzelfall die richtige Mischung der 

Verwertungsformen zu wählen. 

 

4. Die Erschöpfung bezieht sich immer auf einen konkreten körperlichen Gegenstand, 

in dem das jeweilige Schutzrecht (Patent, Marke, Urheberrecht) verkörpert ist, jedoch 

nie auf das Schutzrecht schlechthin. Gegenüber solchen Gegenständen, die ohne 

Zustimmung des Schutzrechtsinhabers im Gebiet der EU auf den Markt gebracht 

worden sind, können somit die Schutzrechte weiterhin geltend gemacht werden.  

 

Dies ist bei körperlichen Gegenständen (Waren) unproblematisch. Schwierigkeiten 

ergeben sich hingegen bei der so genannten Online-Erschöpfung. Dabei geht es  

insbesondere unter urheberrechtlichen Gesichtspunkten um die Frage, ob und in 

welchem Umfang Verwertungs- und Verbreitungsrechte im Online-Verkehr überhaupt 

der Erschöpfung unterliegen oder ob nicht hier andere Regelungen angemessen sind. 

Diese Fragen sind ungeklärt und Gegenstand umfangreicher Diskussionen in den 

jeweiligen Fachkreisen. So hat beispielsweise auch die AIPPI zuletzt auf dem Kongress 

2014 in Toronto feststellen müssen, dass die Einzelheiten dieser Frage in höchstem 

Maße ungeklärt und zu diskutieren sind. Die dort zum Thema „Exhaustion Issues in 

Copyright Law“ verabschiedete Resolution Q 240 bestimmt in ihrem abschließenden 

Punkt 7 ausdrücklich, dass die Online-Erschöpfung in einer eigenen Frage untersucht 

werden sollte.  

 

5. Hinsichtlich der Durchsetzung von gewerblichen Schutzrechten und Rechten des 

geistigen Eigentums hat die Kommission erhebliche Anstrengungen unternommen, um 

einerseits die Position der Rechteinhaber zu stärken und andererseits die berechtigten 

Interessen Dritter, wozu auch die Allgemeinheit zählt, angemessen zu berücksichtigen. 

Das Ergebnis dieser Anstrengungen war zum einen die Richtlinie zur Verbesserung der 

Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums (Richtlinie 2004/48/EG). Zum 

anderen wird dies auch durch die jüngsten Anstrengungen im Rahmen der Strategie für 

den digitalen Binnenmarkt dokumentiert. Auf die jüngste Initiative zur Modernisierung 

der Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums haben wir bereits hingewiesen.  
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Ziel dieser Modernisierung ist es, einen angemessenen Interessenausgleich zwischen 

allen Beteiligten herbeizuführen. Dabei spielt eine effiziente Durchsetzung der Rechte 

eine ebenso wichtige Rolle wie die Rechtssicherheit, wobei auch die Interessen der 

privaten Verbraucher angemessen zu berücksichtigen sind.  

 

6. Der Entwurf der Geoblocking-Verordnung berührt Rechte des geistigen Eigentums 

am Rande.  

 

Ausweislich Artikel 1 Ziffer 3 gilt die Verordnung ausdrücklich nicht für die Tätigkeiten 

nach Artikel 2 Abs. 2 der Richtlinie 200/123/EG. Darunter fallen sämtliche  

audiovisuellen Dienste, auch im Kino- und Filmbereich, ungeachtet der Art ihrer 

Herstellung, Verbreitung und Ausstrahlung und Rundfunk. Davon erfasst sind 

insbesondere Fernsehprogramme und audiovisuelle Mediendienste auf Abruf, bei 

denen der Nutzer selbst den Zeitpunkt des Abrufs individuell aus einem vom 

Mediendienst der Anbieter festgelegten Programmkatalog bestimmen kann. In diesem 

Bereich wird die Geoblocking-Verordnung mithin keine Wirkung entfalten.  

 

Das Verbot der Verwendung unterschiedlicher allgemeiner Geschäftsbedingungen für 

den Zugang zu Waren und Dienstleistungen nach Artikel 4 der Verordnung gilt nur für 

Dienstleistungen, deren Hauptmerkmal nicht die Bereitstellung des Zugangs zu 

urheberrechtlich geschützten Werken oder sonstigen Schutzgegenständen und deren 

Nutzung ist. Im Umkehrschluss folgt daraus, dass Dienstleistungen im Hinblick auf den 

Zugang zu urheberrechtlich geschützten Werken ebenfalls von dem 

Anwendungsbereich der Verordnung ausgenommen sind. Hierfür gilt nach Artikel 9 

Ziffer 2 eine Überprüfungsklausel. Bei der ersten Bewertung, die zwei Jahre nach 

Inkrafttreten der Verordnung vorgenommen werden soll, wird insbesondere geprüft, ob 

auch derartige Dienstleistungen in das Verbot nach Artikel 4 Ziffer 1 einbezogen 

werden sollen. 

 

In der Begründung zu der Verordnung wird darauf hingewiesen, dass digitale Inhalte 

wie Streamingdienste, Computerspiele und -software, E-Books und MP3 zu den am 

stärksten von Geoblocking betroffenen Dienstleistungen zählen. Unklar bleibt 

allerdings, ob die gegenwärtig ausdrücklich noch nicht in die Verordnung einbezogenen 

Dienstleistungen auch diese digitalen Inhalte umfassen. Hier bedarf es einer 
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Klarstellung. Es ist wünschenswert, angesichts der zuvor geschilderten Unklarheiten, 

insbesondere im Bereich der Online-Erschöpfung von Rechten, zunächst derartige 

Dienstleistungen tatsächlich von der Geoblocking-Verordnung auszunehmen. Sollte 

dies die Intention der Kommission sein, so sollte hier eine klarere Formulierung gewählt 

werden. Wenn demgegenüber zum jetzigen Zeitpunkt noch beabsichtigt ist, die 

digitalen Inhalte einzubeziehen, so kann davor nur gewarnt werden. Die 

uneingeschränkte Anwendung des Verbots auf digitale Inhalte würde die Rechteinhaber 

gefährden, so lange nicht die Reichweite und der Umfang der Online-Erschöpfung 

ausreichend geklärt sind.  

 

Es ist zwar anzuerkennen, dass die in der Geoblocking-Verordnung vorgesehenen 

Verbote regelmäßig unter dem Vorbehalt stehen, dass Zugangsbeschränkungen 

erforderlich sind, um die Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen zu gewährleisten (Artikel 

3 Ziffer 3), oder wenn dem Anbieter im Einklang mit dem Unionsrecht untersagt ist, 

bestimmten Kunden oder Kunden in bestimmten Hoheitsgebieten Dienstleistungen zu 

erbringen (Artikel 4 Ziffer 3). Darunter ließen sich auch territorial beschränkte Rechte, 

wie etwa Lizenzen, fassen. Dies ist jedoch weder durch die einführende Begründung 

noch durch die Erwägungsgründe in der Verordnung hinreichend klargestellt. 

Erwägungsgrund (16) erwähnt nur allgemein diese Schrankenregelung. Die Beispiele, 

die dazu genannt sind, etwa das Verbot der Darstellung bestimmter Inhalte in einzelnen 

Mitgliedsstaaten, scheinen allerdings mehr auf den Inhalt abzustellen als auf die Frage 

der Berechtigung und die Stellung des Rechteinhabers. Auch insoweit wäre auf jeden 

Fall eine Klarstellung zu verlangen. 

 

7. Soweit der Zugang zu Waren betroffen ist, dürfte dies geringeren Bedenken 

unterliegen. Insbesondere die Regelungen der Erschöpfung sind hier eindeutig. 

Insoweit ist lediglich klarzustellen, dass diese Regelungen durch die Geoblocking-

Verordnung nicht ausgehöhlt werden dürfen.  

 

8. In diesem Zusammenhang sind die Anstrengungen der Kommission zur 

Modernisierung der Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums zu 

berücksichtigen. Auch diese Zielsetzung ist Teil der Strategie für den digitalen 

Binnenmarkt und darf nicht durch andere Projekte, wie etwa die Geoblocking-

Verordnung, überlagert werden. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass nicht etwa durch 
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eine zu starke Betonung des freien Zugangs zu Waren und Dienstleistungen gegenüber 

anderen anerkannten Prinzipien eine Situation geschaffen wird, bei der der freie 

Zugang die Durchsetzung der Rechte überlagert und erschwert. Beide Zielsetzungen 

müssen in Einklang miteinander gebracht werden. Im jetzigen Entwurfsstadium scheint 

die Geoblocking-Verordnung die übrigen Initiativen zur Modernisierung der 

Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums nicht hinreichend zu 

berücksichtigen.  

 

9. Viele Unternehmen bieten Waren und Dienstleistungen nicht europaweit an. Wenn 

Unternehmen Waren oder Dienstleistungen in verschiedenen Mitgliedsstaaten der 

Union anbieten, geschieht dies oft unter Verwendung länderspezifischer Allgemeiner 

Geschäftsbedingungen. 

 

10. Das Motiv einer selektiven Vorgehensweise, die mit einem Geoblocking verbunden 

sein kann, ist allerdings mit dem Begriff der „Diskriminierung“ unzutreffend beschrieben. 

Ein deutscher Drogeriewarenhändler ist selbstverständlich wirtschaftlich daran 

interessiert, die Drogerieartikel in ganz Europa zu verkaufen. Dies hat jedoch zur Folge, 

dass er sich mit den Rechtsbestimmungen aller Mitgliedsstaaten der EU zu befassen 

hat – insbesondere mit deren Verbraucherschutzrecht, das europaweit bislang nur 

teilweise vereinheitlicht ist. 

 

Die Unterschiede im Verbraucherschutzrecht seien nachfolgend am Beispiel der 

kaufrechtlichen Gewährleistungsfristen erläutert (hierzu ausführlich Härting/Gössling, 

CR 2016, 165, 169 m.w.N.): 

 

Der deutsche Gesetzgeber hat sich an das Mindestmaß der 

Verbrauchsgüterkaufrichtlinie (Richtlinie 1999/44/EG) gehalten. Daher verjähren in 

Deutschland die Ansprüche auf Nacherfüllung und Schadensersatz gem. § 438 

Abs. 1 Nr. 3 BGB grundsätzlich nach zwei Jahren ab Ablieferung der Sache (§ 438 

Abs. 2 BGB).  

 

Auch 22 weitere EU-Mitgliedsstaaten sind bezüglich der Frist nicht über das 

Mindestmaß der Richtlinie 1999/44/EG von zwei Jahren hinausgegangen. Allerdings 

wird in Italien  die Mängelanzeigefrist hinzugerechnet. Bei Entdeckung eines 

https://www.juris.de/jportal/portal/t/h76/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=jcg-31999L0044&doc.part=C&doc.pid=jzs-CR-2016-03-0165-1-A-04&doc.ppart=H&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/h76/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR001950896BJNE043102377&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/h76/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR001950896BJNE043102377&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
https://www.juris.de/jportal/portal/t/h76/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=jcg-31999L0044&doc.part=C&doc.pid=jzs-CR-2016-03-0165-1-A-04&doc.ppart=H&doc.price=0.0#focuspoint
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Mangels hat der Verbraucher eine zweimonatige Anzeigefrist, sodass die Verjährung 

auch erst nach insgesamt 26 Monaten eintreten kann, wenn der Verbraucher den 

Mangel erst einen Tag vor Ablauf der Zweijahresfrist bemerkt. 

 

In Finnland und den Niederlanden ist die Gewährleistungsfrist unbegrenzt, die Frist 

richtet sich nach der Lebenserwartung des jeweiligen Produktes. In den 

Niederlanden beginnt die zweijährige Verjährungsfrist nicht mit der Ablieferung der 

Sache, sondern mit der Anzeige des Mangels. Man entschied sich bewusst dafür, die 

an die Ablieferung der Sache gekoppelte Verjährungsfrist nicht zu übernehmen. Dies 

wurde u.a. damit begründet, dass der Käufer einer teureren Sache schlechter gestellt 

sei als der einer billigen Ware, da von einer unterschiedlichen Lebenserwartung der 

Produkte ausgegangen werden könne. Auch in Finnland richtet sich die 

Gewährleistungsfrist grundsätzlich nach der Lebenserwartung der Sache, wobei die 

Ansprüche drei Jahre nach Entdeckung des Mangels verjähren.  

 

In Irland gelten für die Gewährleistungsfrist die allgemeinen Verjährungsfristen, die 

sechs Jahre für vertragliche Ansprüche betragen. In England, Wales und Nordirland 

verjähren die Gewährleistungsansprüche nach sechs, in Schottland nach fünf 

Jahren. In Schweden ist für alle Waren eine dreijährige gesetzliche 

Gewährleistungsfrist vorgesehen.  

 

11. Online-Händler und Online-Dienstleister gehen bei der Internationalisierung des 

Vertriebs typischerweise schrittweise vor. Man spricht von einem „Roll Out“. Der 

deutsche Händler entschließt sich beispielsweise in einem ersten Schritt zur 

Erweiterung seines Kundenkreises auf belgische, niederländische, österreichische und 

italienische Kunden. 

 

12. Das „Roll Out“ ist mit erheblichen Rechtsberatungskosten verbunden. Denn für 

jedes einzelne Land, das neu hinzu kommt, muss geprüft werden, welche Maßnahmen 

ergriffen werden müssen, um Compliance herzustellen. Dies gilt für das 

Verbraucherschutzrecht ebenso wie für das Preisangabenrecht, für das 

Datenschutzrecht ebenso wie für spezialgesetzliche Informations- und 

Kennzeichnungspflichten, die es – in unterschiedlicher Ausprägung – in jedem 

Mitgliedsstaat der Union gibt. Wer als Berater einmal das Internationalisierungsprojekt 
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eines Online-Händlers begleitet hat, weiß, dass sechsstellige Beratungshonorare für ein 

„Roll Out“ in mehrere EU-Mitgliedsstaaten keine Seltenheit sind. Erhebliche 

Übersetzungs- und Implementierungskosten kommen noch hinzu. 

 

13. Eine sorgsame Beachtung des Rechts der betreffenden Mitgliedsstaaten ist 

alternativlos, wenn ein Unternehmen rechtskonform handeln möchte. Art. 6 Abs. 2 Satz 

2 der Rom-I-Verordnung entzieht das Verbraucherschutzrecht jedweder Rechtswahl 

(vgl. auch das jüngste Amazon-Urteil des EuGH, EuGH vom 28.7.2016, Az. C-191/15). 

Für das Wettbewerbsrecht und das gesamte öffentliche Recht kommt eine Rechtswahl 

ohnehin nicht in Betracht. 

 

14. Mit der Anwendung des Aufenthaltsrechts des Verbrauchers muss der Unternehmer 

immer dann rechnen, wenn er seine Tätigkeit in irgendeiner Weise auf diesen Staat 

ausrichtet (Art. 6 Abs. 1 lit. b Rom-I-Verordnung). Das Geoblocking ist eine Maßnahme, 

mit der ein Online-Händler oder Online-Dienstleister jedweden Streit darüber 

unterbinden kann, ob ein solches „Ausrichten“ auf einen bestimmten Staat vorliegt. Der 

beste Nachweis, dass sich ein deutscher Online-Dienst nicht auf den dänischen Markt 

ausrichtet, ist der Nachweis, dass es an dänischen Kunden (aufgrund von Geoblocking) 

fehlt. 

 

15. Der Verordnungsentwurf erkennt das Spannungsverhältnis zu Art. 6 Rom-I-

Verordnung und versucht, den Anwendungsbereich des Diskriminierungsverbots in Art. 

4 Abs. 1 des Entwurfs teilweise einzuengen. Dies allerdings mit Ausnahmen, die nicht 

überzeugen und in sich zudem unstimmig sind: 

 

a. Für Online-Händler soll das Diskriminierungsverbot nach Art. 4 Abs. 1 lit. a des 

Entwurfs nur gelten, wenn Waren nicht grenzüberschreitend zugestellt werden (vgl. 

auch Erwägungsgrund 18 des Entwurfs). Damit steht der Händler vor der Wahl: 

 

- Entweder entschließt er sich zu einem „Roll Out“, beliefert die Kunden in einem 

anderen Mitgliedsstaat und nimmt die Anwendung des Verbraucherrechts des 

Aufenthaltsstaates des Kunden in Kauf (Art. 6 Abs. 1 lit. b Rom-I-Verordnung). Dies 

ist mit den üblichen Compliance-Kosten zur Gewährleistung rechtskonformen 
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Handelns verbunden. Das Geoblocking bleibt erlaubt, der Händler kann mit 

verschiedenen „Länder-AGBs“ arbeiten. 

 

- Oder der Händler sieht von einem „Roll Out“ ab. Dann ist ihm ein Geoblocking nicht 

gestattet, und er wird im eigenen Interesse gegenüber allen Kunden aus anderen 

Mitgliedsstaaten der Union klarstellen, dass er zwar Verträge mit ihnen schließen 

wird, dies jedoch mit der Maßgabe, dass die Kunden die gekauften Waren beim 

Händler selbst oder durch Dritte abholen müssen. 

 

Faktisch läuft dies auf eine gesetzlich vorgeschriebene „Abholoption“ hinaus. In Zeiten, 

in denen die Verbraucher eine immer schnellere Belieferung wünschen („Same Day 

Delivery“), dürfte eine solche Option praxisfern sein. 

b. Für Dienstleistungen findet sich eine ähnliche Regelung in Art. 4 Abs. 1 lit. c des 

Entwurfs. Das Verbot des Geoblockings soll nicht gelten, wenn der Unternehmer 

Dienstleistungen in dem Mitgliedsstaat erbringt, in dem der Kunde seinen Wohnsitz, 

seinen Sitz oder seine Staatsangehörigkeit hat (vgl. auch Erwägungsgrund 20 des 

Entwurfs). Dies ist allerdings nicht hinreichend mit Art. 6 Rom-I-Verordnung 

abgestimmt: 

 

- Für Art. 6 Rom-I-Verordnung ist der gewöhnliche Aufenthalt (weder Wohnsitz noch 

Sitz noch Staatsangehörigkeit) des Verbrauchers maßgeblich. 

 

- Bei den in Erwägungsgrund 20 des Entwurfs genannten Beispielen 

(Hotelunterbringung, Sportveranstaltungen, Autovermietung sowie Eintrittskarten für 

Musikfestivals oder Freizeitparks) dürfte für das „Ausrichten“ (Art. 6 Abs. 1 lit. b 

Rom-I-Verordnung) der Ort der Dienstleistung (anders als die Lieferung an den 

Aufenthaltsort des Verbrauchers bei Online-Händlern) von untergeordneter 

Bedeutung sein. Das Geoblocking immer dann zu erlauben, wenn es um 

Veranstaltungen geht, die in einem Land stattfinden, zu denen der Verbraucher 

einen Bezug hat, erscheint unstimmig. 

 

c. Abzulehnen ist die in Art. 4 Abs. 1 lit. c des Entwurfs vorgesehene ausnahmslose 

Geltung des Verbots des Geoblockings für Cloud-Dienstleister und alle anderen 

Anbieter elektronisch erbrachter Dienstleistungen. Wenn der Cloud-Dienstleister 
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keinerlei Möglichkeit mehr hat, seinen Kundenkreis auf Kunden in seinem eigenen 

Staat oder in einzelnen weiteren Mitgliedstaaten der Union zu beschränken, fehlt jede 

realistische Handhabe, den Einwand abzuwehren, er richte seinen Dienst auf alle 

Mitgliedsstaaten der Union aus (Art. 6 Abs. 1 lit. b Rom-I-Verordnung). Dies läuft auf ein 

Zwangs-„Roll Out“ hinaus mit gravierenden Compliance-Kosten im sechs- bis 

siebenstelligen EUR-Bereich. 

 

Immer mehr Verbraucher nehmen Cloud-Dienste in Anspruch, der Trend wird sich in 

den nächsten Jahren fortsetzen. In Zeiten, in denen sich europäische Unternehmen 

bemühen, den Wettbewerbsvorsprung der amerikanischen Konkurrenz aufzuholen, 

bedeutet Art. 4 Abs. 1 lit. c des Entwurfs eine nicht zu rechtfertigende Belastung. Dies 

gilt umso mehr, als nicht ersichtlich ist, weshalb es für diese Gruppe von Dienstleistern 

– anders als bei anderen Dienstleistern und bei Online-Händlern – keinerlei Ausnahme 

von dem Verbot des Geoblocking geben soll. 


